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Forstpolitische Forderungen der Waldeigentümer 

 
EUDR – Integration in Agrar-Omnibus-Rechtsakt dringend geboten 
Bei der EUDR besteht dringender Handlungsbedarf, weil mit der Verordnung in ihrer jetzigen Form 
anerkanntermaßen weitestgehend nutzlose Informationspflichten auf die heimische Forstwirt-
schaft zukommen. Diese führen zu einem unverhältnismäßigen Erfüllungsaufwand bei den Waldei-
gentümern. Eine zielorientierte Überarbeitung der EUDR ist daher dringend geboten. Die Waldei-
gentümer fordern die AMK auf, sich bei der EU-Kommission dafür einzusetzen, dass die EUDR 
in den für das zweite Quartal dieses Jahres angekündigten Agrar-Omnibus-Rechtsakt der 
Kommission integriert wird, damit eine praxistaugliche Vereinfachung der Sorgfaltspflichten 
für Waldeigentümer in Ländern ohne Entwaldung erreicht wird. Im Fall der Nicht-Entwaldung, 
entfallen betriebsindividuelle Nachweispflichten für die Marktteilnehmer und eine Nachweis-
führung seitens der Forstbehörden tritt an deren Stelle.  

GAK-Mittel für Wiederaufforstung und Waldumbau stabil aufstellen 
Vor dem Hintergrund von nahezu 700.000 Hektar Schadfläche und fast 3 Mio. Hektar Waldum-
baufläche spielt die Förderung der Wiederaufforstung und des Waldumbaus sowie der Eindäm-
mung von Kalamitäten eine entscheidende Rolle für die Anpassung unserer Wälder an den Klima-
wandel und für den Erhalt einer multifunktionalen Waldbewirtschaftung. In der 20. Legislaturperi-
ode erfolgte die Finanzierung über das Aktionsprogramm Natürlicher Klimaschutz (ANK) unter der 
Federführung des BMUV. Die Waldeigentümer fordern die AMK auf, sich für eine klare Zuord-
nung der für den Wald vorgesehenen ANK-Mittel aus dem KTF zum BMEL in der nun beginnen-
den Legislaturperiode einzusetzen. Der GAK-Rahmenplan ist dahingehend zu erweitern, dass 
zukünftig wieder Waldschutz und Jungbestandspflege vollumfänglich förderfähig sind. Die 
notwendigen Finanzmittel sind dauerhaft zu sichern, planmäßig bereitzustellen und auch de-
ren Übertragung auf das Folgejahr muss zukünftig möglich sein. 

Wiederherstellungsverordnung – Kooperation, Freiwilligkeit und Anreize 
Die Aussetzung des Vollzugs der Wiederherstellungsverordnung durch das Land Brandenburg 
macht deutlich, dass sich eine Reihe von offenen Fragen stellen. Weder sind die Indikatoren fach-
lich überzeugend begründet, nach denen Ökosysteme ggf. als geschädigt eingestuft werden, noch 
ist die Finanzierung etwaiger Maßnahmen auch nur ansatzweise gesichert. Bei der Wiederherstel-
lung soll laut Verordnung den Natura 2000-Gebieten Vorrang eingeräumt werden. Da ein überpro-
portional hoher Anteil der FFH- bzw. Vogelschutzgebiete in Deutschland mit Wald bestockt ist (61 
bzw. 41 %), sind gerade für die Forstwirtschaft weitreichende Einschränkungen zu befürchten. Die 
Waldeigentümer fordern die AMK auf, bei der Umsetzung von Umweltregularien, so auch bei 
der Wiederherstellungsverordnung, einen Fokus auf freiwillige Maßnahmen und Anpassungs-
möglichkeiten an lokale Gegebenheiten zu legen, die Eigentumsrechte der Betroffenen zu res-
pektieren und sie bei der Ausgestaltung als Partner einzubeziehen.  

Unrealistische CO2-Senkenziele für den Wald im Klimaschutzgesetz korrigieren 
Die Ergebnisse der vierten Bundeswaldinventur haben gezeigt, dass unsere Wälder mit historisch 
hohen Holzvorräten gezielt verjüngt und umgebaut werden müssen. Die im Klimaschutzgesetz ver-
ankerten Vorgaben für die CO2-Senkenziele des LULUCF-Sektors, die auf einen weiteren Vorrats-
aufbau abzielen, müssen dringend angepasst werden. Diese aus heutiger Sicht unrealistischen 
Vorgaben wurden zu einem Zeitpunkt fixiert, da die dramatischen Folgen der Klimakrise im deut-
schen Wald noch nicht im vollen Umfang absehbar waren. Die Waldeigentümer fordern die AMK 
auf, sich für eine Verankerung der CO2-Bindeleistung als Schlüsselgröße und für eine Überar-
beitung der CO2-Senkenziele für den Landnutzungssektor (LULUCF) im Klimaschutzgesetz 
einzusetzen. Diese sind an ein Niveau anzupassen, das den Folgen des Klimawandels, dem Alter-
strend im Wald und den Notwendigkeiten des Waldumbaus Rechnung trägt.  


